
, ,--' 

,/'1i.-l • 

ri"~!jM 
)2 

fr,- ;/1· 2:-(/. 102566 

I 
Samstag/Sonntag, 31, Oktoberl1. November 1992 

Die Auf teilung Mittelosteuropas im·Jahr 1939 
I. 

Moskau: Hitler ... Stalin-Pakt echt 
Original des geheimen Zusatzprotokolls in Archiventdeckt 
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Von Thomas Urban 
Moskau, 3D, Oktober - Die russische Füh
rung hat die Echtheit des jahrzehntelang 
nicht anerkannten geheimen Zusatzpro
tokolls zum Hitler-SLalin-Pakt von 1939 
bestätil:,rt, Damit setzte sie nicht nur einer 
DauerlwnLroverse unLer Historikern eil1 
Ende, sondern versetzte indirekt a!! jenen 
einen Schlag, die dw SowjeLunion ein
schließlich des Dalti~:ums wiederherstcl· 
len möchLen. Die Orginaldokumente, au~ 
die man nun im Archiv des letzten sowje
tischen PräsidenLen Michail Gorbatschow 
gesLoßen ist, sollen lt1 Küne veröffent
IichL werden. 

Sowjetische HisLoriker haben das ge
heime Zusatzprotokoll und zwei spätere 
Ergänzungen dazu immer als Fälschung 
dargesLellt. In der Vereinbarung, die den 
NichtangrifIspalü vom 23. August 1039 
ergänzte, haben die beiden Diktatoren 
MitLelosLeuropa in Interessensphären 
aufgeteilt: Der Ostteil Polens, Lettland 
unef Estland sollten zur Einflußsphäre 
Moskaus gehören, der WesLteil Polens 
und LiLauens zu der Berlins. Acht Tage 
nach Unterzeichnung des Vertrngswer
lees, das damals die Weltöffentlichkeit 
schockierte, überfiel die Wehrmacht Po
len. Die Hote Armee marschierte am 
17. September 1939 in Ostpolen ein. 

In den sowjetischen Medien war nur 
der von den Außenll1inistcrn HibbenLrop 
und MoloLow unterzeichnete NichLan
griffspakt veröffentlicht worden. Er er
möglichte Hitler dei1 I3litzkrieg gegen Po-

·-·,n. Nach sowjetischer Darstellung schloß 
0talin den Pakt, um Zeit für den Aufbau 
einer Verteidigung zu gewinnen, da er fest 
mit einem 'sptiteren Angriff der Deut-

. schen gerechneL habe. Die Besetzung Ost
polens, das 1940 nach Scheinwahlen der 

.----""8wjetunion einverleibt wurde, war dem
.• ach eine Maßnahme, die Bevölkerung 
vor den Deutschen zu schützen. Als [üh-

Russischer General: Hiss 
war kein sowjetischer Spion 
New York (AP) - Ein russischer Experte 
hat versichert, daß der Amerikaner Alger 
Hiss kein sowjetischer Spion war. In Ge
genwart des heute 87jiihrigen Hiss, der 
früher Beamter im US-Außcnministeri
um war, 1048 der Spionage bezichtiGt 
wurde und vier Jahre im Gefiingnis saß, 
wurde die auf Videoband aufgenommene 
Aussage des russischen Generals Dmitri 
Wolkogonow, LeiLer der Archive des rus-

1- sischen Militürgeheimclienstes, verbreitet. 
)- Der russische General nannte die Spiona-
1- ',[{cbeschuldigungen "völlig unbegründet", 
Ir I Seine VerurLeilunG sei auf Falschinfor
e, .( ,~1a~!0~en oder einen ,~usl.izirrLum zurl~?k
.15. ;~u,f~hren.· De!' Fall HISS ha~te dem spaLe
~;,:,~L;~~rt~n,\.~§.;;~.r,~,Sj ~)::m t()t;1.~ mc.11~:lJß: ,N!XOr1,: ,de l' 
{,.~~:-, " , <' ~ > ·.>,~~'L~. ~::~ ~~·~:2~i;:~1/t.~:~,:,:~:·,::;.{..~~,'.;\~:~:'~.l.1h~~tiaLüla rn"r~ <h 1. 
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renden Vertretern dqs Nazi-Regimes 1946 
in Nürnberg der Prozeß gemacht wurde, 
gelang es Ribbentrop nicht, zur Entla
stung der Angeklagten das geheime Zu
satzabkommen zur Sprache· zu bringen. 
Der sowjetische Hauptankläger, General 
Rudenko, schob dem einen Hiegel vor. 

In einer Ergänzung zu dem geheimen 
Zusatzprotokoll, das H.ibbentrop und Mo
lotow am 28. September 1930 in Moskau 
unterzeichneten, einigten sich beide Sei
ten auf einen Gebietsaustallseh: Der größ
te Teil Litauens wurde der sowjetischen 
Ein[]ußsjlhäre zugeschlagen, Am 10, Ja
nuar 1041 verständigten sich beiele Seiten 
schließlich darauf, daß ganz Litauen zum 
Gebiet Moskaus gehören soll. Das Deut
sche Reich sollte dafür 7,5 Millionen 
Gold-Dollar bekommen. 

Der Moskauer Veröffentlichung kommt 
außenpolitisch große Bedeutung zu, da 
sie belegen, daß die drei baltischen Hepu
bliken sowie Ostpolen 1940 aufgrund ei
ner Vereinbarung mit Hitler der Sowjet
union einverleibt wurden. Doch wird kei
ne der betroffenen Seiten Ansprüche auf 
eine Grenzrevision erheben: Die drei Ost
see-Staaten sind seit dem gescheiterten 
Putsch im August 1901 selbständig, Polen 
hat gegenüber den beiden neuentstande
nen Staaten Weißrußland und Ukraine, zu 
denen das 1039 von der Roten Armee 
okkupierte Gebiet nun gehört, auf Terri
torialunsprüche verzichtet. 

Auf einer Pressekonferenz in Mo.skau 
deutete der Historiker Dmitrij Wolkogo
now, früher Leiter des militärhistorischen 
Archivs, jetzt Berater Priisident Jelzins, 
an, daß Gorbatschow trotz seiner Demen
tis sehr wohl von der Existerlz der Doku
mente gewußt hat. Das Parteiorgan 
Prawda hatte noch 1088, im vierten Amts
jahr Gorbatschows, das geheime Zusatz
protokoll und seine beiden Ergtinzungen 
als Phantasie und Falsifilwt bezeichnet. 

Moskau will Russen aus 
der Arktis umsiedeln 

Moskau (Ileuter) - Die russische Regie
rung will mehrere Millionen Menschen 
aus den arktischen Gebieten der Föderati
on umsiedeln, Der Stellvertretende Fi
nanzminister Andrej WariIow sagte, ange
sichts der wirtschaftlichen Entwicklung 
müsse ein Großteil der 14 Millionen dort 
lebenden Russen den Norden verlassen. 
Man könne veraltete Industrien im Polar
gebiet nicht mehr länger subventionieren. 
Der Übergang zur Marktwirtschaft be
deutet Warilow zufolge den BankroLt für 
zahlreiche Belriebe. Warilow. sagte, es 
gebe im StaaLshaushalL 1993 bereits einen 
Posten für die Umsiedlungslwsten. Durch 
hoh,e Löhne und bevorzugte· VersorgunG 
hulte die .Sowjctullion: den, 7.';7"" '~~~k 

IM BEISEIN STALINS unterzeichnete Au 
sowjetischen Vertrag (links Außenministe; 

Jelzin stoppt Truppenabzug aus 

"Minderheiten-Rc 
Verträge sollen den Rückzug der eh 

Moskau (Reuter/dpa) - Unter dem Vor
wurf, in den Ostsee-Hepublil<en Lettland, 
Lita'uen und Estland würden Bürger- und 
Grundrechte der russischen Minderhei
ten verletzt,hat Rußlands Präsiden,t Boris 
Jelzin einen Stop des Truppenabzugs von 
dort angeordnet. Laut ITAR-TASS sagte 
Jelzin, eine Wiederaufnahme komme erst 
in Betracht,' wenn Vereinbarungen mit 
den ;",;ten-Staaten unterzeichnet seien. 
Zuglc.:l) wies Jelzin die Regierung in 
Mosl'c,lI an, Entwürfe für Verträge mit 
den drei Ex-SowjeLrepubliken auszuar
beiten, die "soziale Garantien" für die 
russischen Soldaten dort enthielten. 
. In einer Meldung der Nachrichtenagen
tur ITAR-TASS wurde die Entscheidung 
JcIzins mit der Sorge über zahlreiche 
,anGebliche Verstöße I!eaen dip H",,,)'>,, _1_-
_.---~ 
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Aus "Moskau, Kreml" erging (ausge
rechnet) 3m 13. August 1990 ein Er

laß des Pdsidenten der Union der S07.iali
stischen So\\jetrepubliken, Miehail Gorba
tscholl', "Über die Wiederherstellung der 
Rechte aller Oprer der politischen Repres
salien der zwanziger und riinrziger Jahre". 
In einer Art Präambel wird das "schwere 
Erbe der Vergangenheit" gegeißelt, "die 
Massenrepressalien, die Willkür und Ge
setzlosigkeit", die unter Stalin geherrscht 
hatten. Diese Massenrepressalien seien 
"hauptsächlich außergerichtliche Abrech
nungen" gewesen, "jedoch wurden auch in 
den Gerichten die elernentaren Normen des 
Geriehtsverrahrens I'erletzt". 

Daher sei eine Sonderkommission gebil
det worden, die Rehabilitierungen ausge
sprochen habe; "als gesetzwidrig wurden 
die Entscheidungen der außergerichtlichen 
Organe der OGPU-NKWD-MGB in den 
dreißiger und fünrziger Jahren über pc)liti
sehe Prozesse anerkannt". Diese Einzel
maRnahmen reichten aber nicht aus, so daß 
jetzt eine generelle Regelung getrorren wer
den müsse, und daher werde angeordnet: 
"Die Repressalien der zwanziger und Ilinr
ziger Jahre ... sind für gesetzwidrig und ge
gen die grundlegenden Biirgerrechte sowie 
sozialökonomische Rechte des Menschen 
gerichtet ZU erklären und die Rechte dieser 
Bürger vollständig wiederherzustellen. " Im 
weiteren wurden die staatlichen Organe be
auftragt, nühere Einzelheiten gesetzlich 
restzuleeen. 
Naeh~ diesen - hier in der amtlichen 

Übersetzung wiedergegebenen - Bestim
mungen sah es zunächst so aus, als beziehe 
sich der Erlaß nur aur innersowjetische 
Ver(olgungen und als seien bis zu seiner 
Anwendung erst noch die detaillierten Ver
fahren restzulegen, nach dellen dann reha
bilitiert werden sollte. Nach dem Putsch
versuch vom August 1991 stellte sich je-
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C-pfer der sowjetischeil Terr~rjustiz 
Die Rehabilitierung steht noch aus / Von Professor Dr. iur. Wnlfgang Schullcr, Konstanz 

doch heraus, daß zum einen der Erlaß di
rekt angewandt wurue und d<lß zum zwei
ten aufseiner Grundlage auch Personen re
habilitiert wurden, die nicht sowjetische 
St<latsnürger waren, aber ebenralls Stalins 
"Repressionen" ausgesetzt waren. Es han
delte sich um diejenigen delltschen Kriegs
gefangenen, die 194911950 als angebliche 
Kriegsverbrecher verurteilt worden waren. 

Der Sachverhalt ist in der letzten Zcit 
mehrrach Gegenstand von Verörrentlichun
gen gewesen: Nachdem alle vier Sieger
mächte des Zweiten Weltkrieges übereinge
kommen "'<Iren, die deutschen Kriegsger<ln
genen 1948/1949 zu entlassen, wurde in der 
Sowietunion in den Jahren 1949 und 1950 
aus heiterem Himmc! zahlreichen Kriegsge
rangenen der Prozeß gemacht. In aller Re
gel gab es die üblichen 25 Jahre Arbeitsla
ger, meist wegen angeblichen Verstoßes ge
gen die Generalklausel des Artikels 58 des 
sO\ljetischen Strafgesetzbuches. Plötzlich 
hatte Stalin zwar keine Kriegsgerangenen 
mehr, wohl aber eine große Anzahl - die 
Zahlenangaben schwanken zwischen 26000 
und 50000 Verurteilten - Kriegsverbrecher, 
die er als Prand für künftige Verhandlun
gen zurückhalten konnte. Sie hahen tat
siichlieh bei Adenauers Moskau-Besuch 
1955 als Druckmittel gedient und dazu bei
getragen, daß Westdeutschland sich zur 
Aurnahme diplomatischer Beziehungen mit 
der UdSSR bereit rand; die ergreirenden 
Szenen bei ihrer Heimkehr im L1ger Fried
land sind noch in guter Erinnerung. Gleich
wohl galten sie bis vor kurzem aur sowjeti
scher und russischer Seite als rechtskräftig 
verurteilte Kriegsverbrecher. Jedoch wur
den seit Oktober 1991 nun die ersten der 
damals verurteilten deutschen Kriegsgeran
genen durch rörmliehe Bescheide rehabili
tiert, die sich unmittelbar aur den Gorba
tschow-Erlaß heziehen. Die Aussichten 
sind gut, daß die russische Seite weiter so 
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verrahren und schließlich die Rehabilitie
rung allcr willkürlich Verurteilten ausspre
chen wird. Alleruings schließen sich diesem 
errreulichen Ergebnis zwei weitere Fragen
komplexe an, 

Der erste hctrirrt die (\\'est-)deutsche Sei
te. Sie ist diesem Thema unerklärlicherll'ei
se immer ausgewichen. In der z\l'ei
uncJzwanzigbändigen Dokumentation "Zur 
Geschichte der deutschen Kriegsgerange
nen des Zweiten Weltkrieges", die \'on 1962 
bis 1974 erschien, rehlcn- die Verurteilten 
der Jahre 194911950. Die "Zentrale Rechts
schutzsteIle" des Auswärtigen Amtes hatte 
sich diesen Gegenstand reserviert; sie wurde 
jedoch 1970 aurgelöst, ohne daß etwas Pu
blikationsreires erarbeitet worden wiire; die 
Akten kamen 1988 an das flundesarchiv. 
Drängende Anfragen aus Kreisen der Be
trorrenen wurden undeutlich und unter 
wechselnden Zuständigkeiten beantwortet. 
Augenblicklich scheint die Al15icht \'orzu
her;sehen, die Kompetenz zur A nrertigung 
der Dokumentation liege beim l'vjilitärge
schichtlichen Forschungsami in Freiburg 
im Breisgau. Dort jedoch hat man nicht ge
nügend Kapazitäten, so daß es wegen des 
allmiihlichen Wegsterbens der Opfer so 
aussicht, als werde die Dokumentation nie 
erarbeitet werden können. Ein Annuts
zeugnis. 

Sellsam verhalten sich die Bonner Behör
den auch gegenüber den Bemühungen der 
Betrorrenen um Rehabilitierung. Während 
der Bundeskanzler in seinen Gespriichen 
mit Gorbatschow das Thema orren zur 
Sprache brachte und auch .Iustizminister 
Kinkel priizise und hilrsbereit auf Anrragen 
einging, erhielten im allgemeinen die Be
trorrenen nur zögernde, summarische und 
unvollständige Auskünfte, so etwa die, der 
Erlaß Gorbatsehows beziehe sich nur aur 
zivile Oprer und nicht aur verurteilte 
Kriegsger angene. 

>. 

Es \\";irc von Tnteresse, eines Tages Grün
de rür dieses Verhalten zu errahren, das an 
die Ängstlichkeit erinnert, mit der das om
ziclle flonn den sowjetischen Enteignungen 
der Jahre nach 1945 begegnet Und sich so
wjetischer als die Sowjets aurzurühren 
scheint. Jedenralls ist es ein Ruhmesblatt 
der russischen Behörden, "all sie schließlich 
die aur eigcne Faust gestellten Antriige po
sitiv heschieden haben. 

Das rührt zum zll'eiten Fragenkomplcx; 
er betrirn die russische Seite. Bezieht sich 
der Erlaß et\\'a nur aufVorgiinge in der S'J
\\·jetHnion oder ist er auch aur Verurteilun
g~n anzuwenden, die \'on sO\\jetischen l\1i
litärtribunalen in Deutschland ausgespro
chen lI'urden und zu Lagerhaft rtihrten? In 
den sowjet ischell Spezia IIagern, die 1945 
eingerichtet und 1950 aurgelöst wurden, sa
ßell nämlich auch Personen, die in dersel
ben Weise wie die Kriegsgerangenen verur
teilt worden waren, obwohl die Mehrzahl 
sicherlich einrach in diese Schweigelaeer 
verschleppt worden ist. Der "\'ortla~ut des 
Erlasses läßt keine Einschränkung aur Ver
urteilungen nur aur sowjetischem Territori
um erkennen. 

Zwar bestimmt er in Zifrer 2, er gelte 
"nicht für die Personen, die wegen ihrer 
während des Großen Vaterliindisehen Krie
ges sowie in den Vor- und Nachkriegsjah
ren begangenen Verbrechen gegen die Hei
mat und die sO\\'jetischen Menschen be
gründet verurteilt ;vurden". Aus dem Kon
text und dem Wortlaut des Erlasses ergibt 
sich jedoch, (hß es bei diesem Personen
kreis nicht um eine beschreibbare besonde
re Gruppe geht. sondern um einzelne, deren 
Verurteilung als "begründet" angesehen 
wird. Hier ist also wohl an eine Einzc!über
prürung gedacht. Wie allerdings heute eine 
"Begründetheit" festgestellt werden soll, ist 
zweirelhaft. Der Erlaß sagt selber, daß die 
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politischen Verr"hren unter Verlet7ung der 
"elementaren Normen" eines Strar\'erL1l1-
rens stattranden. 

Das ist eine ziemlich zutrerrende, wenn 
auch etwas abstrakte flc,chreihung dcS<cn, 
was sich in den Jahren nach 1945 in den 
sogenannten Unlcrsuchungsvcr(;,hrcn dc", 
NKWD und dann \'or ucn ~lilil;irtrihllq,,
!cn abgespielt hat. In aller Regel gingen die 
Verhöre unter unglaublichen Mi8hanulun
gen I'or siel1. Gestiindni»e wurden t'l'rellt. f 

rechtliches Gehör und Verteidigung g;lh eS 
so gut wie nicht. Die Trilollllale \'oll7<);:en 
an,chlid.lcnd, was die Geheimpoli7ei n1l ra
briziert halte. Die Akten, wenn man ,ie lin
den sollte. werden wahrscheinlich gan7 or
dentlich aussehen: Es wird in ihnen kein 
Wort _von den Verhörmethoden enthalten 
sein. und es wird von unterzeichneteIl (IC
stiindnisscn wimmeln. Deshalb würde auch 
eine Einzell,dlprürung von der Ver111utung 
der Unrechtmülligkeit auszugehen haben, 
die n<'ch dadurch eestützt wird, daß in den 
meisten F81lcn _.- ~\'ie in der Sowjr:1unic'11 
und gegen So\\jetbürger - pamchal der ,\r
tikel 58 des sowjetischen Strargesetzbuches 
zugrunde e,.'lcet wurde und die Pauscl];\I
str~lre \'on '25 Jahren Lager herauskäm. 

Es ist Rußland hoch a~zurechnen, doß eS 

aus rreien Stücken und unge;lchtet der his 
vor kurzem geühten äußersten Zuriickh"l
tung der delltsehen Regierung die unrecht
miißigen Verurteilllngen deutscher Kriegs
geL1ngener zuriicknimmt. Der ethische Im
puls, der dahintersteh!. kann eigentlich 
nicht \\lf denen h"ltmachcll, die in der ,0-
\\jetischen Besat7ungszone der NK\\'J) 
zum Oprer gerallen sind. 

Der Au!()r ist Prclfcs~or flir Grundled-.J'= :In der 
Uniwr"it;it KOllstan7. Er wurde mil einer ,\r
heil üI~f da~ politische Strafrecht der DDR 
prorTlo\"ier!. SNO
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